reußiſche Geſetzammlung 
han 19 ö ET) 


Inhalt: Geſetz, betr. Anderung des Artikel 2 des Geſetzes vom 19. Oktober 1922 über Anderung einiger Vorſchriften der Jagd⸗ 
D ordnung uſw., S. 91. — Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten 
des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921, S. 92. — Verordnung über die einheitliche Auflöſung zwifchenftaatlicher gebundener 
Vermögen, S. 92. — Geſetz, betreffend die vorläufige Veranlagung der Gewerbeſteuer für 1923, S. 96. — Verordnung wegen 
Zuteilung der Gemeinden Langerfeld und Nächſtebreck zum Amtsgericht in Barmen, S. 97. — Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
15. Juni 1905 und vom 3. März 1913, S. 98. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 


amtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., ©. 9s. 


. 


(Nr. 12478.) Geſetz, betreffend Anderung des Artikel 2 des Geſetzes vom 19. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 
S. 308) über Anderung einiger Vorſchriften der Jagdordnung uſw. Vom 15. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


2 Artikel 1. 
Artikel 2 des Geſetzes vom 19. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 308) wird dahin geändert: 
(1) Die Abgabe für den Jahresjagdſchein wird auf 5 000 Mark und für den Tagesjagd⸗ 
ſchein auf 1000 Mark, die erhöhte Abgabe für den Jahresjagdſchein auf 100 000 Mark und für 
den Tagesjagdſchein auf 20 000 Mark feſtgeſetzt. Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zu 
dieſen Abgaben im Falle fortſchreitender Geldentwertung Zuſchläge feſtzuſetzen. Die Verfügung 
des Staatsminiſteriums iſt dem Landtag vorzulegen. 
(2) Inſoweit durch völkerrechtliche Verträge den Angehörigen gewiſſer Staaten eine inländer⸗ 
gleiche Behandlung zugeſichert iſt, behält es hierbei ſein Bewenden. 
(3) Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes oder der Verfügung des Staatsminiſteriums 
ausgeſtellten Jagdſcheine behalten ihre Gültigkeit für die Zeit, für die ſie ausgeſtellt ſind. 
Artikel 2. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten führt das Geſetz aus. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 15. April 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
e Braun. Wendorff. 


Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1247812483.) 
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(Nr. 12479.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten 
des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361). Vom 15. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 

Der § 1 Abſ. 2 letzter Satz des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des 
Präſidenten des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) erhält folgende 
Faſſung: N 5 

Das gleiche gilt: 
1. wo eine Seeverbindung benutzt werden muß; 


2. für die Reiſe zwiſchen Wohnort und Ort der Tagung des Landtags, wenn infolge 
ungewöhnlicher Ereigniſſe der Betrieb ſolcher Bahnen, für die den Mitgliedern das 
Recht zur freien Fahrt zuſteht, in einzelnen Landesteilen ſtillgelegt wird. Ob dieſe 
Vorausſetzung vorliegt, entſcheidet der Präſident des Landtags. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1923 an in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. f ö 
Berlin, den 15. April 1923. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. 


(Nr. 12480.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung zwiſchenſtaatlicher gebundener Vermögen. Vom 
9. April 1923. 


Die Auflöſung des Solms-Braunfelsfehen, des Iſenburgſchen und des Landgraf von Heſſenſchen gebundenen 
Vermögens erfolgt nach Maßgabe der augeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaat Preußen und dem 
Volksſtaat Heſſen wegen einheitlicher Auflöfung zwiſchenſtaatlicher gebundener Vermögen vom 23. März 1923. 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Sofern ſchon vor dieſem Zeitpunkt von den 
preußiſchen Auflöſungsbehörden ein Verfahren zur Herbeiführung der freiwilligen einheitlichen Auflöſung eines 
der vorgenannten Vermögen eingeleitet iſt, hat die Verordnung hinſichtlich dieſes Verfahrens rückwirkende Kraft 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, zur Ausführung dieſer Verordnung nähere Beſtimmungen zu erlaſſen. 


Berlin, den 9. April 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff— 


et 


Vereinbarung 


zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Bolksjtaate Heſſen wegen einheitlicher 
Auflöſung zwiſchenſtaatlicher gebundener Vermögen. Vom 23. März 1923. 


Um die gebotene einheitliche Auflöſung der in folgendem aufgeführten gebundenen Vermögen, deren 
Beſtandteile ſich zum Teil in Preußen, zum Teil in Heſſen befinden, zu ermöglichen, haben die Preußiſche 
Regierung und die Heſſiſche Regierung folgendes vereinbart: 


Artikel J. 
Solms-Braunfelsſches Hausvermögen. 


SL 
Die Auflöfung des geſamten Solms-Braunfelsſchen Hausvermögens, alſo auch der in Heſſen befind⸗ 
lichen Teile dieſes Vermögens, ſoll einheitlich erfolgen auf Grund des preußiſchen Geſetzes über die Aufhebung 
der Standesvorrechte des Adels und die Auflöſung der Hausvermögen (Adelsgeſetz) vom 23. Juni 1920 
(Preußiſche Geſetzſamml. S. 367) ſowie der dazu ergangenen preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen und 
ſonſtigen weiteren preußiſchen Vorſchriften, ſoweit nicht im nachſtehenden etwas anderes beſtimmt iſt. 


i 82. 

Für das Auflöſungsverfahren find die für die preußifchen Teile des Hausvermögens zuſtändigen 
preußiſchen Auflöſungsbehörden zuſtändig. Die ihnen zuſtehenden Rechte und Pflichten erſtrecken ſich unbe⸗ 
ſchadet der Beſtimmungen der SS 3, 4, 6 und 8 auch auf die in Heſſen befindlichen Teile des Haus⸗ 
vermögens. 5 f * 


$ 3. 
Der Entwurf des die Auflöſung regelnden Familienſchluſſes ſowie der Termin zur Aufnahme des 
Familienſchluſſes iſt auch dem Heſſiſchen Minifterium der Juſtiz mitzuteilen. Dieſes kann zu dem Aufnahme⸗ 
termin einen Vertreter entſenden. 


Die Auflöſung des Hausvermögens bedarf der Genehmigung der Preußiſchen Miniſter der Juſtiz und 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ſowie des Heſſiſchen Miniſteriums der Juſtiz. 


84. 
Der Hausvermögensinhaber kann über Gegenſtände, die zum Hausvermögen gehören, entgeltlich ver⸗ 
fügen und Verpflichtungen für das Hausvermögen eingehen, auch ſoweit er darin bisher beſchränkt war. 
Zu unentgeltlichen Verfügungen bedarf es der Genehmigung der Auflöſungsbehörde. 


Hausrechtliche Beſtimmungen, nach denen Grundſtücke ohne weiteres Beſtandteile des Hausvermögens 
werden, treten außer Kraft. ö 


85. 

„Die preußiſchen Beſtimmungen über Waldſicherungen und über die Bildung von Landgütern gelten 
nicht für die in Heſſen befindlichen Teile des Hausvermögens. Die Heſſiſche Regierung oder die von ihr 
beſtimmte Behörde kann indeſſen aus dieſen Teilen einen oder mehrere Schutzforſte ſowie ein oder mehrere 
geſchloſſene Landgüter bilden und deren Rechtsverhältniſſe durch beſondere Verordnung regeln, ſoweit dieſer⸗ 
halb nicht eine geſetzliche Regelung erfolgt. 8 
N 19* 


$ 6. 
Die zum Hausvermögen gehörenden Gegenftände von beſonderem künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen oder 
geſchichtlichen Werte, namentlich Sammlungen und Archive, find auf Grund des § 18 des preußiſchen Adels- 
geſetzes von der preußiſchen Auflöſungsbehörde nach Maßgabe des Familienſchluſſes in eine Stiftung umzu⸗ 


wandeln. Die Feſtſetzung der Benutzungsordnung der Archive erfolgt im Einvernehmen mit dem heſſiſchen 
Staatsarchiv. 5 


87. 


Die zur fortlaufenden Verſorgung der Familienangehörigen des Solms⸗Braunfelsſchen Hauſes beſtimmten 
Maſſen, insbeſondere die in Preußen befindliche ſogenannte Albrecht⸗Stiftung und das ebendort gelegene 
ſogenannte Werdorfer Prinzeſſinnengut, können durch die preußiſche Auflöſungsbehörde nach Maßgabe des 
rechtskräftig beſtätigten Familienſchluſſes in eine oder mehrere Stiftungen umgewandelt werden. Im einzelnen 
finden § 18 Abf. 1 Satz 2 und Abſ. 3 des preußiſchen Adelsgeſetzes ſowie § 21 Abſ. 3 und 4 und § 32 Abſ. 2 
Satz 2 bis 6 der preußiſchen Verordnung über die Zwangsauflöſung der Familiengüter und Hausvermögen 
vom 19. November 1920 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 463) entſprechende Anwendung. 


88. a 

Die zur Vollziehung des rechtskräftig beſtätigten Familienſchluſſes erforderlichen Eintragungen in die 
öffentlichen Bücher und Regiſter erfolgen, auch ſoweit es ſich um die heſſiſchen Teile des Hausvermögens 
handelt, auf Erſuchen der preußiſchen Auflöſungsbehörde, ſoweit nicht im Abſ. 2 und 4 etwas anderes 
beſtimmt iſt. Erſuchen dieſer Art an heſſiſche Behörden bedürfen aber der von der preußiſchen Auflöſungs⸗ 
behörde unmittelbar einzuholenden Zuſtimmung der von der Heſſiſchen Regierung zu beſtimmenden heſſiſchen 
Fideikommißauflöſungsbehörde. Im übrigen gelten, auch ſoweit die Erſuchen an heſſiſche Behörden gerichtet 
ſind, die einſchlägigen preußiſchen Beſtimmungen, insbeſondere die Allgemeine Verfügung des Preußiſchen 
Juſtizminiſters, betreffend die Erſuchen der Auflöſungsämter um Eintragungen in das Grundbuch, vom 
20. September 1921 (Preußiſches Juſtizj⸗Miniſterial⸗Bl. S. 498). ö ; 

Die Umſchreibung von Grundſtücken oder Rechten, die in heſſiſchen Grundbüchern eingetragen. find, 
auf den Namen desjenigen, in deſſen Hand dieſe Vermögensbeſtandteile nach Maßgabe des rechtskräftig 
beſtätigten Familienſchluſſes frei geworden ſind, erfolgt nur auf unmittelbaren Antrag des Berechtigten auf 
Grund eines von ihm vorzulegenden Zeugniſſes der zuständigen heſſiſchen Auflöſungsbehörde über feine. 
Berechtigung. N b . Te 

Beſtehen in den Fällen des Abſ. 1 und 2 zwiſchen den zuſtändigen preußiſchen und heſſiſchen Auflöſungs⸗ 
behörden Meinungsverſchiedenheiten, ſo entſcheidet das Preußiſche Landesamt für Familiengüter unter Zu⸗ 
ziehung von zwei von der Heſſiſchen Regierung zu beſtellenden Mitgliedern. 

Eintragungen in ein heſſiſches Grundbuch, die einen nach § 5 dieſer Vereinbarung gebildeten Schutz⸗ 
forſt oder ein geſchloſſenes landwirtſchaftliches Gut betreffen, erfolgen auf Erſuchen der heſſiſchen oberen Forſt⸗ 
behörde, beziehungsweiſe des Heſſiſchen Minifteriums für Arbeit und Wirkſchaft, Abteilung für Ernährung und 
Landwirtſchaft. i 


89. i 155 
Die gegenwärtigen oder künftig in Heſſen geltenden Vorſchriften, betreffend Verfügungen über heſſiſche 


Grundſtücke (vgl. insbeſondere Artikel 42 bis 52 des heſſiſchen Landgeſetzes vom 1. September 1919 
— Heſſiſches Regierungsbl. S. 321 —), werden durch dieſe Vereinbarung nicht berührt. 


8 10. 


Die Zwangsauflöſung beginnt nicht vor dem 1. Juli 1923. Unberührt bleibt jedoch die Vorſchrift 
der preußiſchen Zwangsauflöſungsverordnung, daß für die Auflöſung des Hausguts der Wegfall des am 
1. April 1923 vorhandenen Beſitzers maßgeblich iſt. 
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Artikel II. 
Iſenburgſches Hausvermögen. 


81. 
Für die Auflöſung des Iſenburgſchen Geſamthausvermögens gelten die Beſtimmungen des Artikel I 
entſprechend, ſoweit im nachſtehenden nicht etwas anderes beſtimmt iſt. 


8 2. 

Auf Antrag der Inhaber der einzelnen Hausgutsanteile können mit Genehmigung des Preußiſchen 
Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten die heſſiſchen Beſtimmungen über die Waldſicherung, 
unbeſchadet der preußiſchen Forſtaufſicht, auf preußiſche Grundſtücke für anwendbar erklärt und preußiſche 
Grundſtücke heſſiſchen Schutzforſten zugeſchlagen werden. 


8 3. 


Zum Zwecke des Sicherſtellung und Bewirkung der Verſorgung der Mitglieder der Iſenburgſchen 
Geſamtfamilie und der Hausgutsangeſtellten ſowie der Verpflichtungen aus Patronatslaſten kann die preußiſche 
Auflöſungsbehörde nach Maßgabe eines Familienſchluſſes, und zwar auch ſoweit es ſich hierbei um in Heſſen 
befindliche Teile des Hausvermögens handelt, eine Stiftung bilden ſowie zu dieſem Behuf auch Zweekver⸗ 
mögen und Stiftungen, die zu dem Hausvermögen gehören, der Verforgungsftiftung einverleiben. 

Someit dieſer Stiftung zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen Nießbrauchsrechte an in Heſſen gelegenen 
Grundſtücken eingeräumt werden und dieſe Rechte nach den bei ihrer Beſtellung aufgenommenen Bedingungen 
erlöſchen ſollen, wenn die belaſteten Grundſtücke für Siedlungszwecke veräußert oder in Einzelpacht gegeben 
werden ſollen, kann die zuſtändige heſſiſche Auflöſungsbehörde das Erlöſchen der Nießbrauchsrechte feſtſtellen. 
Die Heſſiſche Regierung wird die hierzu erforderlichen Ausführungsvorſchriften erlaſſen. Im übrigen ſind 
das Preußiſche Landesamt für Familiengüter und das Heſſiſche Juſtizminiſterium berechtigt, für den Fall, 
daß die Stiftung des Nießbrauchs an beſtimmten Grundſtücken ſpäter nicht mehr dauernd für die Stiftungs⸗ 
zwecke bedarf, dies in einer gemeinſamen Entſcheidung feſtzuſtellen. Mit dieſer Feſtſtellung erlöſchen, ſofern 
ſie als Erlöſchungsgrund des Nießbrauchs bei ſeiner Beſtellung vorgeſehen iſt, die Nießbrauchsrechte. Je 
nachdem die in Frage kommenden Grundſtücke in Preußen oder Heſſen belegen ſind, iſt die genannte preußiſche 
oder heſſiſche Behörde befugt, das Grundbuchamt um Löſchung des Nießbrauchs zu erſuchen. 253 

Eine nach den maßgebenden preußiſchen Beſtimmungen zuläſſige Anderung der Satzung oder Auf⸗ 
hebung der Stiftung kann nur mit Zuſtimmung des Heſſiſchen Miniſteriums der Juſtiz erfolgen. 


Artikel III. : 

Hausvermögen des Landgrafen von Heſſen. 
Ai 
§ 1. 


Faiür die Auflöſung des gebundenen Vermögens des vormalig kurheſſiſchen Fürſtenhauſes gelten die Be⸗ 
ſtimmungen des Artikel J entſprechend, ſoweit im nachſtehenden nicht etwas anderes beſtimmt iſt. 


8 2. 


Zum Zwecke der Sicherſtellung und Bewirkung der Verſorgung ſowie der Unterſtützung der im § 1 
genannten Familie und der Hausgutsangeſtellten, ferner zur Erhaltung und Unterhaltung von Gegenſtänden, 
die einen beſonderen künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen oder geſchichtlichen Wert haben, kann die preußiſche Auf⸗ 
löſungsbehörde nach Maßgabe des Familienſchluſſes auch aus in Heſſen befindlichen Teilen des Hausvermögens 
und auch inſoweit, als es ſich hierbei um Stiftungen mit dem Sitze in Heſſen handelt, Stiftungen bilden 
und zu dieſem Behuf auch Zweckvermögen, Staatsrenten und Hebungsrechte, die zu dem Hausvermögen ge» 
hören, den zu bildenden Stiftungen einverleiben. 1 5 5 = 


— 9 


Soweit nach der Satzung der zugunſten der Stiftungen an heſſiſchen Grundſtücken beſtehende Nießbrauch 
zufolge Beſchluſſes der zuſtändigen heſſiſchen Behörde erlöſchen ſoll, wird die heſſiſche Regierung die erforder- 
lichen Ausführungsvorſchriften erlaſſen; ſoweit es ſich um Stiftungen mit dem Sitze in Heſſen handelt, wird 
die Heſſiſche Regierung auch die zuſtändige heſſiſche Aufſichtsbehörde beſtimmen. 


9˙3 


Soweit nach dem Familienſchluß oder den Satzungen der nach 8 2 zu bildenden Stiftungen die zu⸗ 
ſtändige preußiſche Auflöfungsbehörde Entſcheidungen treffen ſoll, wird das Preußiſche Auflöfungsamt für 


Jamiliengüter in Caſſel für zuſtändig erklärt; die Entf 
Zwangsauflöſungsverordnung gegebenen Grundſätze, 


zu treffen. 
Berlin, den 23. März 1923. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung 
auf Grund der vom Preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium unter dem 21. März 1923 er⸗ 
teilten Vollmacht. 
Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat 
Dr. jur. Eruſt Kübler, 
Miniſterialdirektor a. D., 
Präſident des Landesamts für Familiengüter. 


cheidungen ſind nach Maßgabe der in der preußiſchen 
insbeſondere auch in dem daſelbſt geordneten Verfahren 


Im Namen der Heſſiſchen Staatsregierung 

auf Grund der Vollmacht des Heſſiſchen 

Staatspräfidenten und Miniſters des Außern 
vom 7. März 1923. 


Wirklicher Geheimer Rat 


Dr.⸗Ing. Maximilian Freiherr von Biegeleben, 
Heſſiſcher Außerordentlicher Geſandter, 
Stellvertretender Bevollmächtigter zum Reichsrat. 


Gr. 12481.) Geſetz, betreffend die vorläufige Veranlagung der Gewerbeſteuer für 1923. Vom 18. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Der § 7 Abf. 1 und der $ 60 Abſ. 1 des Gewerbeſteuergeſetzes werden wie folgt geändert: 


Betriebe, bei denen weder der jährliche Ertrag 150 000 Mark noch das Anlage- und Ber 
triebskapital 3 Millionen Mark erreicht, bleiben von der Gewerbeſteuer befreit. 


Die Betriebsſteuer beträgt für jeden, welcher eines oder mehrere dieſer Gewerbe allein oder 


in Verbindung mit anderen Gewerben betreibt: 


1. wenn er von der Gewerbeſteuer wegen eines hinter der Grenze der Steuerpflicht zurück⸗ 
bleibenden Ertrags und Anlage- und Betriebskapitals befreit iſt ($ 7), 100 Mark; 


2. wenn er zur Gewerbeſteuer veranlagt iſt, 1000 Mark 


— 97 — 


i 1 Artikel II. 

8 28 Abf. 2 des Kommunalabgabengeſetzes erhält folgende Faſſung: 

Diejenigen zu Nr. 2 bis 6 bezeichneten Betriebe, bei denen weder der jährliche Ertrag 
150 000 Mark noch das Anlage- und Betriebskapital 3 Millionen Mark erreicht, ingleichen die 
nach § 3 Nr. 4 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 ſteuerfreien Gewerbebetriebe der 
Kommunalverbände bleiben von der Gewerbeſteuer befreit. Auf die Betriebsſteuer findet dieſe 
Beſtimmung keine Anwendung. 

; Artikel II, 

(1) Dieſes Geſetz findet nur Anwendung auf die vorläufige Veranlagung für das Oteuer- 
jahr 1923. 

(2) Die nach dem Geſetz über die Berückſichtigung der Geldentwertung in den Steuergeſetzen 
für die Veranlagung zur Einkommenſteuer geltenden Bewertungsvorſchriften finden auf die Ver 
anlagung zur Gewerbeſteuer entſprechende Anwendung. 


Artikel IV. 
Die Miniſter der Finanzen und des Innern werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 18. April 1923. 


Gicgel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Nr. 12482.) Verordnung wegen Zuteilung der Gemeinden Langerfeld und Nächſtebreck zum Amtsgericht 
in Barmen. Vom 12. April 1923. 


8 5 
Auf Grund des § 2 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Barmen, vom 5. Auguſt 1922 
(Geſetzſamml. S. 210) wird folgendes verordnet: 


Einziger Paragraph. 
f = Gemeinden Langerfeld und Nächſtebreck werden vom 1. Mai 1923 ab dem Amtsgericht in Barmen 
zugelegt. 
Berlin, den 12. April 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


S 


(Rr. 12483). Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des 
Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 
(Geſetzſamml. S. 254) und vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27). Vom 29. März 1923. 


Auf Grund des §3 des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 (Geſetz— 
ſamml. S. 169) werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Juſtizminiſter und dem Preußiſchen Finanz- 
miniſter die Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) und des dazu ergangenen Nachtrags vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. 
S. 27) mit Wirkung vom 1. April 1923 an durchweg auf das 1000fache erhöht. 


Ferner wird die Vorſchrift unter laufender Nr. 10 des Tarifs über die Gebühren der Kreistierärzte in 
gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) vom 1. April 1923 ab wie folgt geändert: 
Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Veterinärbeamte ſie nicht ſelbſt aufertigt, für die 
Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung 
auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, 200 Mark. 
Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. 


Der Erlaß vom 2. März 1923 (Geſetzſamml. S. 74), betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten, wird mit Ablauf des 31. März 1923 aufgehoben. 


Berlin, den 29. März 1923. f 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Wendorff. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorschrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. Der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Dezember 1922, betreffend die Genehmigung 
der von der Generalverſammlung der Landſchaft der Provinz Sachſen am 5. Dezember 1922 be⸗ 
ſchloſſenen Anderungen der Neuen Satzungen der Landſchaft, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Magdeburg Nr. 52 S. 333, ausgegeben am 30. Dezember 1922, 
» » » Merfeburg » 52 » 292, » » 30. Dezember 1922, und 
» » » Erfurt » 52 Sonderbeilage, ausgegeben am 30. Dezember 1922; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Januar 1923, betreffend die Genehmigung 
der von der Generalverſammlung der Landſchaft der Provinz Sachſen beſchloſſenen Anderung des 
§ 9 Abſ. 5 der Neuen Satzungen der Landſchaft, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Magdeburg Nr. 5 S. 33, ausgegeben am 3. Februar 1923, 
» » » Merſeburg » 5 „ 26, » » 3. Februar 1923, und 
» » » Erfurt » 5 „ 24, » » 3. Februar 1923; 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Januar 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Überlandwerk Königsberg Pr., G. m. b. H. in Königsberg Pr., für die 
Herſtellung elektriſcher Anlagen in den Kreiſen Fiſchhauſen uſw., durch das Amtsblatt der Regierung 
in Königsberg Nr. 9 S. 70, ausgegeben am 3. März 1923; 

4, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. März 1923, betreffend die Verleihung des 
Euteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für den Bau 
von elektriſchen Anlagen im Kreiſe Bomſt, durch das Amtsblatt der Regierung in Schneidemühl 
Nr. 12 S. 51, ausgegeben am 28. März 1923. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


